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G314 2230721-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Katharina BAUMGARTNER Uber die Beschwerde 1. der
XXXX und 2. des XXXX , gegen den Bescheid der Prasidentin des Landesgerichts XXXX vom XXXX .2020, XXXX , wegen
Gerichtsgebuhren A) beschlossen und B) zu Recht erkannt:

A)
1.  Der Antrag, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wird als unzuldssig zurtckgewiesen.
2. Der Antrag auf Herabsetzung, in eventu Stundung, der Gebihren wird wegen Unzustandigkeit des

Bundesverwaltungsgerichts zurlickgewiesen.
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B)
Im Ubrigen wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.
0

Die Revision ist jeweils gemal3 Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
Verfahrensgang und Sachverhalt:

Der Zweitbeschwerdefuhrer (BF2), ein XXXX, brachte am 01.10.2019 als Vertreter der Erstbeschwerdefiihrerin (BF1) im
Verfahren XXXX des Bezirksgerichts XXXX im elektronischen Rechtsverkehr eine Besitzstorungsklage gegen eine
beklagte Partei ein.

Nach einem erfolglosen Versuch, die Pauschalgebihr einzuziehen, wurden der BF1 mit dem als Mandatsbescheid
erlassenen Zahlungsauftrag vom XXXX .2019 die Pauschalgebiihr nach TP 1 GGG von EUR 107, die Einhebungsgebihr
gemal 8 6a Abs 1 GEG von EUR 8 sowie der Mehrbetrag gemal3 § 31 GGG von EUR 22 (insgesamt daher EUR 137) zur
Zahlung vorgeschrieben. Gleichzeitig wurde ausgesprochen, dass der BF2 hinsichtlich des Mehrbetrags und der
Einhebungsgebuhr als Blrge und Zahler zahlungspflichtig sei.

Dagegen erhoben die BF eine gemeinsame Vorstellung an die Prasidentin des Landesgerichts XXXX , die sich auch auf
in anderen Verfahren des Bezirksgerichts XXXX erlassene Zahlungsauftrage bezieht. Daraufhin wurden der BF1 mit
dem nunmehr angefochtenen Bescheid fir das oben angefiihrte Grundverfahren folgende Gerichtsgeblihren
vorgeschrieben:

Pauschalgeblhr TP 1 GGG (Bemessungsgrundlage: EUR 750) EUR 107
Einhebungsgebuhr § 6a Abs 1 GEG EUR 8

Mehrbetrag 8 31 GGG EUR 22

Summe EUR 137

Gleichzeitig wurde ausgesprochen, dass fur den Mehrbetrag und die Einhebungsgebuihr auch der BF2 als Blrge und
Zahler zahlungspflichtig sei. Mit demselben Bescheid wurden den BF auch Gerichtsgebuhren in derselben Hoéhe fur
zahlreiche andere Besitzstorungsklagen vorgeschrieben, die vom BF2 als Vertreter der BF1 beim Bezirksgericht XXXX
eingebracht worden waren und die im Bescheid jeweils durch Angabe des Namens der beklagten Partei sowie der
Aktenzeichen des Grundverfahrens, des Vorschreibungsverfahrens und des Revisors/der Revisorin konkretisiert

werden.

In der Begrundung des Bescheids werden Grund und Hohe der zu entrichtenden Gebihren unter Angabe der
gesetzlichen Grundlagen detailliert angefuhrt und dargelegt, dass gegen das System der Gerichtsgebuhren keine

(verfassungsrechtlichen) Bedenken bestiinden.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die gemeinsame Beschwerde der BF, mit der sie beantragen, den angefochtenen
Bescheid aufzuheben und das Verfahren einzustellen, in eventu, die Geblhren herabzusetzen, in eventu, sie bis zum
Abschluss des Grundverfahrens zu stunden, sowie gemal3 Art 267 AEUV eine Vorabentscheidung einzuholen oder die
Angelegenheit zur Durchfihrung eines Gesetzesprufungsverfahrens gemafd Art 140 B-VG dem Verfassungsgerichtshof
vorzulegen. Auflerdem wird beantragt, der Beschwerde ,bis zur rechtskraftigen Entscheidung in dieser Angelegenheit”

die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen.

Die Beschwerde wird zusammengefasst damit begriindet, dass der Bescheid nichtig sei, weil nicht ersichtlich sei,
welche Aktenzahl welcher Partei zugeordnet sei. Die BF kdnnten daher nicht kontrollieren, welches Verfahren welche
Aktenzahl trage und zu welcher Partei gehore. AuBerdem seien die Gerichtsgebtihren zu hoch, sodass der Zugang der
BF1 zum Recht vereitelt werde. Fur die Haftung des BF2 gebe es keine grundrechtskonforme Rechtfertigung. Das
System der Gerichtsgebuhren sei nicht verfassungskonform; es verletze Art 6 EMRK und Art 7 B-VG. Art 18 B-VG werde



durch die Uberhohten Gerichtsgebuhren, fur die es keine sachliche Rechtfertigung gebe, umgangen. Es wirden nicht
alle, die keine ausreichenden Mittel zur Finanzierung eines Rechtsstreits hatten, Verfahrenshilfe erhalten. Personen,
denen die Verfahrenshilfe nicht bewilligt werde, kénnten ihr Recht aus finanziellen Griinden weder aktiv noch passiv
geltend machen. Die Geblhren seien unabhangig vom Prozessaufwand und von der Verfahrensdauer bei der
Einbringung der Klage zu entrichten; dies widersprache dem Recht auf ein faires Verfahren. Es sei absurd, wenn
jemand in einem Verfahren obsiege und trotzdem die Gerichtsgeblhren tragen musse, weil der Gegner die Kosten
nicht zahle. Es sei unverstandlich, dass die Gerichtsgebihren am Beginn eines Verfahrens zu zahlen seien, obwohl
mitunter Monate bis zur ersten Tagsatzung vergingen. 110 % der Justizkosten in Osterreich wiirden durch Gebihren
finanziert, die daher eine unzuldssige Steuer seien. Es sei unverstandlich, dass die GerichtsgeblUhren vom Streitwert
abhangig seien, zumal der Aufwand flr das Gericht nicht mit dem Streitwert ansteige. Richter wiirden die Nichtzahlung
von Gerichtsgebuhren (zu Unrecht) als Missachtung des Gerichts ansehen. Die Pauschalgebihr von EUR 107 sei zwar
auf den ersten Blick gering; die BF1 sei aber auf einmal mit ungefahr 500 Besitzstérern konfrontiert gewesen und
musse gegen jeden von ihnen vorgehen. lhr Zugang zum Recht werde faktisch vereitelt, weil es in Summe um
Gerichtsgeblhren von EUR 68.500 gehe. Der EGMR und der EuGH hatten bereits ausgesprochen, dass der
Rechtsvertreter nicht zur Haftung flr Gerichtsgebihren gezwungen werden dirfe. Dazu wurden mehrere Artikel
vorgelegt, die u.a. die Héhe und das System der Gerichtsgebiihren in Osterreich kritisieren.

Die  Prasidentin  des  Landesgerichts XXXX legte die Beschwerde und die Verfahrensakten dem
Bundesverwaltungsgericht (BVwG) vor.

BeweiswUrdigung:

Der Verfahrensgang und der entscheidungswesentliche Sachverhalt ergeben sich widerspruchsfrei aus den
vorgelegten Akten. In der Beschwerde, die den im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen nicht konkret
entgegentritt, wird im Wesentlichen die rechtliche Beurteilung der Vorschreibungsbehérde bekampft.

Somit steht der relevante Sachverhalt anhand der Aktenlage und des Beschwerdevorbringens fest, sodass sich
mangels widerstreitender Beweisergebnisse eine eingehendere Beweiswirdigung erubrigt.

Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A) 1.:

GemaR § 13 Abs 1 VWGVG haben Bescheidbeschwerden grundsatzlich aufschiebende Wirkung. Da diese hier nicht
ausgeschlossen wurde, kann sie der Beschwerde auch nicht vom BVwWG zuerkannt werden. Der darauf gerichtete
Antrag in der Beschwerde ist daher als unzuldssig zurtckzuweisen.

Zu Spruchteil A) 2.:

§8 9 Abs 1 GEG erlaubt eine Verlangerung der Zahlungsfrist oder eine Ratenzahlung, wenn die sofortige Einbringung der
Gerichtsgeblhren mit besondere Harte verbunden ware. § 9 Abs 2 GEG ermdglicht einen rickwirkenden
Gebuhrennachlass fur den Fall, dass deren Zahlung fur den Zahlungspflichtigen eine besondere Harte bedeutet.
Voraussetzung ist in beiden Fallen ein konkret begriindeter Antrag der betroffenen Partei, Gber den gemaR § 9 Abs 4
GEG der Prasident des Oberlandesgerichts Wien (der mit der Ausfertigung einen Bediensteten der Einbringungsstelle
ermachtigen kann) im Justizverwaltungsverfahren durch Bescheid entscheidet.

Hier wurde erstmals in der Beschwerde ein Antrag auf Herabsetzung und auf Stundung der vorgeschriebenen
Gerichtsgeblhren gestellt, den nicht damit begriindet wird, dass deren Zahlung oder Einbringung eine besondere
Harte darstelle, sondern mit der Héhe der Gebuhren. Fur die Entscheidung Uber diesen Antrag ist nicht das BVwG,
sondern gemafl 8 9 Abs 4 GEG der Prasident des Oberlandesgerichts Wien zustandig. Dessen Zustandigkeit besteht
erst nach der Entscheidung Uber den auf Behebung des angefochtenen Bescheids gerichteten primaren
Beschwerdeantrag, weil die BF1 (arg ,in eventu”) in der Beschwerde eine Reihung ihrer Antrége vorgenommen und die
Herabsetzung bzw. Stundung der GebUhren hilfsweise nur fir den Fall beantragt hat, dass dem Primdrantrag auf
Behebung des angefochtenen Bescheids nicht Folge gegeben wird (siehe BVwG 01.03.2016, W208 2118846-1/5E). Der
Nachlass- und Stundungsantrag ist daher zurlickzuweisen.

Die in der Beschwerde als Beleg dafir, dass die BF ein Recht auf Herabsetzung der Geblhren sowie deren Stundung
bis zur rechtskraftigen Erledigung des Grundverfahrens hatten, zitierte Entscheidung des EGMR vom 09.12.2010,
35123/05 Urbanek gegen Osterreich, filhrt zu keinem anderen Ergebnis. Nach dieser Entscheidung kann aus Art 6 Abs
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1 EMRK kein Recht auf ein kostenloses Gerichtsverfahren in zivilrechtlichen Angelegenheiten abgeleitet werden. Die
Notwendigkeit, Zivilgerichten Gerichtsgebulhren zu erstatten, ist fir sich genommen keine mit der EMRK unvereinbare
Beschrankung des Rechts auf Zugang zu einem Gericht, zumal das Tatigwerden der Gerichte nicht von der Zahlung der
Gerichtsgebuhren abhangt. Die Einrichtung eines Systems, das Gerichtsgebuhren fir geldwerte Klagen an den
Streitwert knupft, fallt nach der Ansicht des EGMR in den staatlichen Ermessensspielraum, zumal das
Gerichtsgebihrensystem in Osterreich durch die Mdglichkeiten der vollen oder teilweisen Befreiung von Gebiihren
oder deren Reduktion nach & 63 Abs 1 ZPO sowie 8 9 Abs 1 und 2 GEG ausreichend flexibel ist. Aus dieser
Entscheidung des EGMR ergibt sich gerade nicht, dass die BF ohne weiteres ein Recht auf eine Reduktion der
Gerichtsgebuhren oder deren Stundung bis zur Erledigung des Grundverfahrens haben.

Zu Spruchteil B):

Die behauptete Nichtigkeit des angefochtenen Bescheids liegt nicht vor. Der Aufstellung am Anfang des Bescheids
(Seite 1 bis 3) kann im Detail entnommen werden, fur welche Verfahren Gebthren vorgeschrieben wurden, und zwar
jeweils unter Angabe der Bezeichnung der beklagten Partei sowie der Aktenzeichen (zum Begriff siehe 8 372 Geo) des
Grundverfahrens, des Vorschreibungsverfahrens und des Revisors. Es ist daher nicht nachvollziehbar, warum den BF
die Zuordnung und Kontrolle der vorgeschriebenen Gebuhren nicht méglich sein sollte, zumal auch ihre Vorstellung
zahlreiche, nur mit dem Aktenzeichen des Grundverfahrens bezeichnete Zahlungsauftrage betroffen hat.

Der Pauschalgebihr gemaR TP 1 GGG unterliegen nach Anmerkung 1 zu TP 1 GGG alle mittels Klage einzuleitenden
gerichtlichen Verfahren in burgerlichen Rechtssachen, also auch die von der BF1 als klagender Partei erhobene
Besitzstérungsklage, bei der die Bemessungsgrundlage gemall 8 16 Abs 1 Z 1 lit ¢ GGG EUR 750 betragt. Ausgehend
davon ergibt sich aus TP 1 Z | GGG fur das zivilgerichtliche Verfahren erster Instanz hier eine Pauschalgebthr von EUR
107.

GemalR 827 1litaiVm TP 1 GGG entsteht der Anspruch des Bundes auf die Pauschalgebihren fur das zivilgerichtliche
Verfahren erster Instanz mit der Uberreichung der Klage. Zahlungspflichtig ist dabei gem&R § 7 Abs 1 Z 1 GGG der
Klager. GemdaR § 4 Abs 4 GGG sind jene Gebiihren, bei denen der Anspruch des Bundes mit der Uberreichung der
Eingabe begrindet wird, durch Abbuchung und Einziehung zu entrichten, wenn die Eingabe im Weg des

elektronischen Rechtsverkehrs eingebracht wird.

Gemal’ 8 31 Abs 1 GGG ist von den zur Zahlung verpflichteten Personen ein Mehrbetrag von EUR 22 zu erheben, wenn
der Anspruch des Bundes auf eine Gebihr mit der Uberreichung der Eingabe begriindet und die Gebdiihr nicht
(vollstandig) beigebracht wurde oder die Einziehung von Gerichtsgeblhren erfolglos blieb. Fur diesen Mehrbetrag
haften gemal 8 31 Abs 2 GGG die Bevollmachtigten und die gesetzlichen Vertreter, die den Schriftsatz, durch dessen
Uberreichung der Anspruch des Bundes auf die GebUhr begriindet wird, verfasst oder (iberreicht haben, als Biirge und
Zahler mit den zur Zahlung der Gebuhr verpflichteten Personen.

Gemal’ § 32 GGG gelten fur die Einbringung der Gerichtsgebuhren die Bestimmungen des GEG. Gemal3 8 1 Z 1 GEG
sind GerichtsgeblUhren von Amts wegen einzubringen. Werden Gerichtsgebuhren nicht sogleich entrichtet oder ist die
Einziehung erfolglos geblieben, so sind sie gemal 8 6a Abs 1 GEG durch Bescheid zu bestimmen (Zahlungsauftrag). Der
Zahlungsauftrag hat eine Aufstellung der geschuldeten Betrdge und die Aufforderung, diese binnen 14 Tagen bei
sonstiger Exekution zu zahlen, zu enthalten. Gleichzeitig ist dem Zahlungspflichtigen eine Einhebungsgebihr von EUR
8 vorzuschreiben.

Ausgehend von diesen gesetzlichen Grundlagen ist der angefochtene Bescheid nicht zu beanstanden. In diesem
Zusammenhang kann auf die ausfuhrliche und zutreffende Begrindung der Prasidentin des Landesgerichts XXXX als
Vorschreibungsbehdérde verwiesen werden.

Das BVwG teilt die in der Beschwerde geduBerten grundsatzlichen verfassungs- und europarechtlichen Bedenken
gegen das System der Gerichtsgeblhren und gegen deren am Wert des Streitgegenstands orientierte Hohe -
ausgehend von den bei Dokalik, Gerichtsgeblhren13 bei 8 1 GGG und bei TP 1 GGG E 1 ff angefuhrten
héchstgerichtlichen Entscheidungen - nicht, sodass sowohl eine Antragstellung nach Art 140 B-VG als auch ein
Vorabentscheidungsersuchen unterbleiben. Gerichtsgebihren sind nicht als Gegenleistungen fur konkrete Leistungen
konzipiert und unterliegen als solche keinem strengen (Kosten-) Aquivalenzprinzip, das die Erzielung fiskalischer
Ertrage flr den Steuerglaubiger ausschlieR3t (siehe VfGH 18.06.2018, E 421/2018).
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Vom EGMR wurde die Einrichtung eines Systems, das Gerichtsgebuhren fur geldwerte Klagen an den Streitwert knupft,
nicht beanstandet. Die Verpflichtung zur Zahlung von Gerichtsgebihren widerspricht dem Recht auf Zugang zu einem
Gericht nicht (EGMR 19.06.2001, 28249/95 Kreuz gegen Polen), zumal das Tatigwerden der Gerichte nicht von der
Zahlung der Gerichtsgeblhren abhangt und Méglichkeiten der Gebulhrenbefreiung (z.B. Verfahrenshilfe, Stundungs-
oder Nachlassantrag) bestehen (EGMR 09.12.2010, 35123/05 Urbanek gegen Osterreich).

Eine exzessive HOhe der Gebuhr liegt hier jedenfalls nicht vor, auch wenn berucksichtigt wird, dass die BF1 eine
Vielzahl von Besitzstérungsklagen erhob, zumal gemadR8§ 63 Abs 2 ZPO auch einer juristischen Person die
Verfahrenshilfe bewilligt werden kann, wenn die zur Fihrung des Verfahrens erforderlichen Mittel weder von ihr noch
von den an der Fihrung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden kénnen und die beabsichtigte
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Art 6 EMRK
verwehrt den Vertragsstaaten nicht, Regelungen Uber den Zugang zu Gericht im Interesse des Funktionierens der
Rechtspflege zu treffen. Durch das Institut der Verfahrenshilfe wird sichergestellt, dass auch wirtschaftlich schwachere
Personen den gebuhrenden Rechtsschutz erfahren (RIS JustizRS0109487). Wenn eine Vielzahl von Verfahren
angestrengt wird und die finanziellen Mittel fUr einige, aber nicht fur alle ausreichen, kann die Verfahrenshilfe fur die
Verfahren bewilligt werden, fur die die erforderlichen Mittel nicht mehr (vollstandig) aufgebracht werden kénnen.
Gemal’ den 88 63 Abs 1, 64 Abs 2 ZPO besteht auch die Méglichkeit einer Teilverfahrenshilfe in Form der Stundung der
Pauschalgeblhr auf bestimmte Dauer (etwa bis Verfahrenskosten - allenfalls teilweise - von unterliegenden
Prozessgegnern einbringlich gemacht werden kénnen). AulRerdem besteht die Mdglichkeit eines Stundungs- oder
Nachlassantrags iSd § 9 GEG.

Die Beschwerde zeigt nicht konkret auf, inwieweit der angefochtene Bescheid in Anwendung von Unionsrecht erging
und warum er europarechtswidrig sein soll. Aus dem gemeinschaftsrechtlichen Sekundarrecht ergibt sich jedenfalls
kein Anhaltspunkt dafir, dass Gerichtsgebihren den Handel oder den Kapital- und Zahlungsverkehr behindern
kénnten (VwWGH 20.12.2007, 2004/16/0138).

Die Pauschalgebuhr fur die Besitzstorungsklage wurde nicht entrichtet; der Einziehungsversuch blieb erfolglos. Der BF2
hat die Klage, durch deren Uberreichung der Anspruch des Bundes auf die Gebiihr begriindet wurde, als
Bevollmachtigter der BF1 verfasst und Uberreicht. Damit trifft ihn nach § 31 Abs 2 GGG die Haftung fur den
Mehrbetrag als Blrge und Zahler neben der BF1. Fur die Einhebungsgebuhr gilt mangels einer entgegenstehenden
Bestimmung dieselbe Form der Haftung wie flr jene Betrdge, zu deren Einbringung der Zahlungsauftrag erlassen
wurde. Die Vorschreibung des Mehrbetrages samt Einhebungsgebihr an den BF2 als Burgen und Zahler ist daher
inhaltlich nicht zu beanstanden, zumal ihm als berufsmaRigem Parteienvertreter die Bestimmungen Uber die
Gerichtsgeblhren, insbesondere Uber das Entstehen des Geblhrenanspruchs und der Haftungen, bekannt sind und
ihm die Gestaltung der Rechtsbeziehungen zu seinen Klienten obliegt. Ihm daraus erwachsene Nachteile hat er selbst
zu verantworten und zu tragen (siehe VwGH 30.06.2005, 2005/16/0082).

Im Ergebnis ist die Beschwerde somit (soweit sie nicht zurlickzuweisen ist) als unbegriindet abzuweisen.

Eine mundliche Beschwerdeverhandlung entfallt gemald § 24 Abs 4 VWGVG, weil der mal3gebliche Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart werden konnte und die mundliche Erérterung keine weitere
Klarung der Rechtssache erwarten lasst.

Die Revision nach Art 133 Abs 4 B-VG ist nicht zulassig, weil das BVwWG bei der vorliegenden Einzelfallentscheidung
keine grundsatzlichen Rechtsfragen im Sinne dieser Gesetzesstelle zu l6sen hatte und sich an der zitierten
hoéchstgerichtlichen Rechtsprechung orientieren konnte. Der Verfassungsgerichtshof hat die Behandlung von
mehreren Beschwerden der BF betreffend dhnliche Sachverhalte mittlerweile unter Hinweis auf seine bisherige
Rechtsprechung zum System der Gerichtsgebthren im Zivilprozess abgelehnt.
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